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Malen, Basteln, Nähen: Selbermachen als 
Hobby in Krisenzeiten
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21.000 
So viele Stellen werden nach Eigenangaben bei der 

Stadt Wien bis zum Jahr 2030 frei. Am 23. Mai findet 
von 9 bis 19 Uhr im Rathaus eine Jobmesse statt. 

Muzayen Al-Youssef, David Krutzler

Die Politik will den Verkehr im Ersten einschränken. Bisher bleibt es bei Plänen: Rot-Pink beharrt auf ein 
 Videoüberwachungssystem, dafür braucht es aber den Bund. Eine Umsetzung vor der Wien-Wahl 2025 ist unrealistisch.

Autofreie City steckt im Stau

S
eit Jahren hängt das Thema in der 
Luft: Durch den ersten Wiener Ge-
meindebezirk sollen künftig we-
niger Autos fahren. Dafür hat die 
rot-pinke Stadtregierung unter 
der Ägide von Verkehrsstadträtin 

Ulli Sima (SPÖ) im Vorjahr ein fertiges Kon-
zept vorgelegt. Dieses harrt der Umsetzung. 
Warum eigentlich? Ein Überblick. 

 
Frage: Was plant die Stadt Wien? 
Antwort: Künftig sollen weniger Autos die In-
nenstadt ansteuern. Aktuell fahren an Werk-
tagen laut Schätzungen des von der Stadt be-
auftragten Verkehrsplanungsbüros Traffix 
rund 53.000 Fahrzeuge in den ersten Bezirk. 
In Zukunft soll die Zahl um gut 30 Prozent auf 
37.000 reduziert werden. Dafür will die Stadt 
eine Zufahrtsbeschränkung einführen. 
 
Frage: Wie soll das gelingen? 
Antwort: Kfz-Fahrer, die die City ansteuern, 
sollen diese binnen 30 Minuten wieder verlas-
sen. Wer länger bleiben will, muss in eine 
Parkgarage fahren. Allerdings gibt es eine Rei-
he an Ausnahmen – für Ortsansässige mit 
Hauptwohnsitz im ersten Bezirk, Müllabfuhr, 
Taxis und Wirtschaftstreibende sowie Ein-
satzfahrzeuge. Alle anderen, die unerlaubt 
länger mit ihrem Fahrzeug im Bezirk verwei-
len, müssen mit einer Verwaltungsstrafe 
rechnen. 

 
Frage: Wie will man das kontrollieren? 
Antwort: Die Dauer des Aufenthalts wird, so 
das Konzept, anhand eines Videoüberwa-
chungssystems geprüft. Bei jeder Einfahrt sol-
len wohl je drei Kameras installiert werden, 
die Kennzeichen fotografieren. Die Bilder sol-
len mit einer Datenbank abgeglichen werden, 
um zu ermitteln, ob das jeweilige Fahrzeug zu 
einem längeren Aufenthalt berechtigt ist. Be-
fahren die Autos eine Parkgarage, wird das 
Kennzeichen ebenfalls erfasst. 

Frage: Woran hakt es? 
Antwort: Die rote Verkehrsstadträtin Ulli 
Sima schiebt den Ball ans Verkehrsministe-
rium von Leonore Gewessler (Grüne): Für die 
Umsetzung der Pläne bräuchte es eine Novel-
le der Straßenverkehrsordnung (StVO), die 
den Einsatz von Videoüberwachung rechtlich 
ermöglichen würde. Diese müsste auf Bun-
desebene beschlossen werden. Selbst wenn 
das geschehen sollte, bräuchte es noch weite-
re zwei bis zweieinhalb Jahre bis zur Umset-
zung mitsamt den Ausschreibungen, schätzte 
das Verkehrsplanungsbüro Traffix im Vorjahr. 
Eine Umsetzung vor den kommenden Wien-
Wahlen 2025 ist daher unrealistisch. 

 
Frage: Was sagt das Verkehrsministerium? 
Antwort: Grundsätzlich unterstütze man 
Maßnahmen für eine Verkehrsberuhigung, da 
diese ein wichtiger Schritt für den Klima-
schutz seien, sagte ein Sprecher auf Anfrage 
zum STANDARD. Bisherige Erkenntnisse, 
etwa zum Datenschutz, würden für die nächs-
te StVO-Novelle in Betracht gezogen, die ent-
sprechenden Arbeiten laufen. Einen Zeitplan 
dafür gibt es aber nicht. „Selbstverständlich 
können bereits jetzt verkehrsberuhigende 
Maßnahmen mit anderen Mitteln als einer 
Video überwachung umgesetzt werden – das 
wird auch von anderen größeren Städten so 
gemacht“, fügte der Sprecher hinzu. 

 
Frage: Ist der Einsatz von Videoüberwachung 
datenschutzkonform? 
Antwort: Laut einem Rechtsgutachten, das 
von Städtebund und Klimaschutzministe-
rium in Auftrag gegeben worden war, ist das 
Konzept grundsätzlich vereinbar mit dem 
Datenschutz. In Fachkreisen herrschen aller-
dings Meinungsverschiedenheiten: So wider-
spricht die Grundrechts-NGO Epicenter 
Works dem Gutachten des Universitätsprofes-
sors Nikolaus Forgó und Žiga Škorjanc von der 
Datenschutz-Beratungsfirma lexICT GmbH.  

Frage: Was haben die Datenschützer auszuset-
zen? 
Antwort: Das Gutachten würde nicht ausrei-
chend in die Tiefe gehen, findet Epicenter 
Works. So erlaube die Rechtslage der Polizei, 
auf Videomaterial im öffentlichen Raum zu-
zugreifen. Deswegen wäre es auch möglich, 
Passanten zu überwachen – anders als etwa 
bei Section-Control-Anlagen auf der Auto-
bahn, die schon jetzt Kennzeichen abfotogra-
fieren. Das sei gerade im ersten Bezirk pro -
blematisch, da dort häufig demonstriert wird. 
Die Datenschützer verweisen zudem auf ein 
älteres, verworfenes Konzept, das ohne Über-
wachung ausgekommen wäre. 

 
Frage: Welches alte Konzept? 
Antwort: Die damalige grüne Verkehrsstadt-
rätin Birgit Hebein stellte noch vor der letzten 
Wien-Wahl 2020 ein Konzept für Verkehrsbe-
ruhigung in der City vor. Dieses hätte statt Ka-
meras vorgesehen, dass die Polizei regelmäßig 
mittels Planquadraten die geplanten Ausnah-
men des Einfahrtverbots kontrolliert. Aus-
nahmen waren für Anrainer, Firmen im Ers-
ten oder Hotelgäste vorgesehen. Bürgermeis-
ter Michael Ludwig (SPÖ) erteilte dem Vorha-
ben des grünen Juniorpartners aber eine kla-
re Absage: Damals wurden unter anderem 
Datenschutzgründe genannt. Aus Sicht von 
Epicenter Works würden alle Argumente, die 
damals für das Aus genannt wurden, auch für 
das jetzige Konzept gelten.  
 
Frage: Wie ist der aktuelle Stand der Dinge? 
Antwort: „Es geht seit Monaten nichts wei-
ter“, kritisiert eine Sprecherin von Stadträtin 
Sima die grüne Verkehrsministerin. Zwischen 
Sima und Gewessler habe es in der Causa Ver-
kehrsberuhigung mit Kameraüberwachung 
auch noch „keine Gespräche“ gegeben, heißt 
es zum STANDARD. Das neue Konzept stehe 
und falle mit der von Wien geforderten StVO-
Novelle durch den Bund. Gewessler würde mit 

ihrer Blockadehaltung eine wichtige Klima-
schutzmaßnahme blockieren. Ein Verkehrs-
beruhigungskonzept mit Einfahrtsverboten, 
aber ohne Kameraüberwachung – wie Ge-
wessler vorschlägt – ist für die Stadt „kein 
Thema“. Auch eine Zwischenlösung „ist nicht 
angedacht“, sagte die Sima-Sprecherin. Damit 
dürfte feststehen, dass der Verkehr in den ers-
ten Bezirk bis mindestens zum Jahr 2025 – 
oder länger – nicht eingeschränkt wird. 

 
Frage: Wie sieht es zwischenzeitlich mit den 
Zufahrten in die Wiener Innenstadt aus? 
Antwort: Das Konzept von Sima sieht vor, 
dass auch die Zufahrtsmöglichkeiten in die In-
nenstadt reduziert werden: Statt aktuell 34 
Ein- und Ausfahrtsmöglichkeiten soll es künf-
tig nur noch 26 geben – also um acht Zufahr-
ten weniger. Dieses Vorhaben soll aber eben-
falls erst mit der Einführung des kamera -
basierten Modells umgesetzt werden. Derzeit 
deutet nichts darauf hin, dass die Zufahrten 
vorab minimiert werden. 

 
Frage: Welche Rolle spielt die ÖVP im Zerren 
um die neue Regelung? 
Antwort: Markus Figl (ÖVP), der Bezirksvor-
steher der Inneren Stadt, setzt sich seit Jah-
ren für eine Verkehrsberuhigung ein. 2020 
unterstützte er noch das Konzept von He bein, 
ehe er den Alleingang der grünen Vizebürger-
meisterin bei der Präsentation kritisierte. 
2022 stellte er mit Hebein-Nachfolgerin Sima 
die Verkehrsreduktionspläne mit Videoüber-
wachung vor. Mit dem neuen Konzept werden 
auch zahlreiche Parkplätze überflüssig: Was 
mit diesen passiert, ist aber noch ebenso we-
nig bekannt wie die Zahl der Stellplätze, die 
umgestaltet werden. Kritisch zu den Plänen 
äußerte sich hingegen Rainer Trefelik, Han-
delsobmann der Österreichischen Wirt-
schaftskammer: Er vermisse als Unternehmer 
ein „ordentlich durchdachtes Konzept“. Es 
brauche jedenfalls mehr Garagenparkplätze. 

Autos, die die City ansteuern, sollen in 
Garagen parken – oder die Innenstadt 
nach 30 Minuten verlassen. So sehen 

zumindest die Pläne der Stadt aus. 
Foto: APA / Herbert Neubauer 

Einfahrtsbeschränkungen, Überwachung mit Kameras geplant
Fußgängerzone, Begegnungszone Ein-/Ausfahrten offen,

sollen geschlossen werden
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